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„Fit for 55“-Paket 
Stand der Dinge
Vor gut einem Jahr legte die Kommission eines der umfangreichsten Legislativpakete ihrer Ge-
schichte vor, das sogenannte „Fit for 55“-Paket. Der Name bezieht sich auf das Ziel, bis 2030 die 
EU-Emissionen an Treibhausgasen gegenüber 2005 um 55 % zu verringern. Wo steht der Gesetz
gebungsprozess nach einem guten Jahr Verhandlungen? 

Ende Juni dieses Jahres kam es im Rat 

bei mehreren Dossiers zu einer grundsätz-

lichen Einigung unter den Mitgliedstaaten 

(„gemeinsamer Standpunkt“). Frankreich, 

das im ersten Halbjahr 2022 die Ratspräsi-

dentschaft innehatte, hatte diesen Prozess 

intensiv vorangetrieben. Auch das Europä-

ische Parlament hat zu vielen Vorschlägen, 

bei denen es als Gesetzgeber mitwirkt, be-

reits die erste Lesung abgeschlossen, also 

den Bericht mit den vorgeschlagenen Ände-

rungen angenommen. Damit ist zu erwarten, 

dass die Trilog-Verhandlungen1 bald aufge-

nommen werden.

Ausweitung des Emissionshandels

Das Paket umfasst zunächst mehrere 

Rechtsakte, mit denen der EU-Emissions-

handel (EU ETS) geändert wird. Das stren-

gere Ziel für 2030 spiegelt sich zunächst in 

der rascheren Verringerung der Gesamt-

menge der ETS-Zertifikate wider: jährlich soll 

das sogenannte „Cap“ um 4,2 % sinken. So 

soll erreicht werden, dass die Emissionen 

des ETS-Sektors von 2005 bis 2030 um 61 % 

sinken. Eine Änderung bei der Marktstabili-

tätsreserve soll sicherstellen, dass der Preis 

im EU ETS weiterhin hoch und möglichst sta-

bil bleibt. Weitere Änderungen betreffen die 

Verpflichtungen der Luftfahrt sowie die Ein-

beziehung der Schifffahrt in das Emissions-

handelssystem, analog der Luftfahrt.

èèDas Parlament schlägt vor, dass der 

ETS-Sektor seine Emissionen sogar um  

63 % reduzieren muss. Die kostenlose 

Zuteilung soll früher enden, als es die 

Kommission vorgeschlagen hat.

Die weitreichendste Änderung beim Emis-

sionshandel ist freilich die Einführung eines 

eigenen, zusätzlichen Emissionshandels-

systems für Heiz- und Treibstoffe im Stra-

ßenverkehr und in der Raumwärme (als 

ETS-2 bezeichnet oder – nach der Abkür-

zung von „Buildings and Road Transport“ 

– ETS-BRT). Dabei werden Energiehändler, 

die Energieträger an Endverbraucher abge-

ben, dazu verpflichtet, für die abgegebenen 

Mengen Zertifikate zu halten. Dies kommt 

Von  
Christoph Streissler

Die Elemente des „Fit for 55“-Pakets

Quelle:  
Europäische Kommission



Seite 15 | infobrief eu & international 3/2022

im Wesentlichen einer Kontingentierung der 

Heiz- und Treibstoffe gleich.

Da der ETS-2 auch für viele Haushalte Kos-

tensteigerungen bei Energie bedeuten kann, 

hat die Kommission vorgeschlagen, einen 

eigenen Klimasozialfonds („Social Climate 

Fund“ – SCF) einzurichten. Aus diesem 

Fonds, den die Kommission verwaltet, sol-

len Programme der Mitgliedstaaten zur Ab-

federung sozialer Härten finanziert werden. 

Er soll aus ETS-Erlösen gespeist werden.

èè Im Gegensatz zum Kommissionsvor-
schlag sprach sich das Parlament dafür 

aus, das ETS-2 zunächst nur für den 

Energieverbrauch von Unternehmen ein-

zuführen – also für betriebliche Gebäude 

und für den Straßengüterverkehr. Der pri-

vate Energieverbrauch soll demnach erst 

2029 in das System einbezogen werden. 

Der Rat schlägt zwar keine Unterschei-

dung von Privaten und Unternehmen vor, 

spricht sich aber auch für eine spätere 

Einführung des Systems aus, damit 

ausreichend Zeit ist, um die notwendigen 

sozialen Ausgleichsmaßnahmen zu erlas-

sen.

èèDie AK hat sich in ihrer Stellungnahme 
zum „Fit for 55“-Paket wegen der pro-
blematischen Verteilungswirkungen 

gegen einen Emissionshandel für Heiz- 

und Treibstoffe ausgesprochen, sofern 

sie von Haushalten verbraucht werden. 

Der Vorschlag des Parlaments geht somit 

in die richtige Richtung, aber aus Sicht 

der AK nicht weit genug.

èèDer vorgeschlagene Klimasozialfonds 
stellt ein Gegengewicht zu der immer 

noch anzutreffenden marktgläubigen 

Position der Kommission dar und wird 

dementsprechend von der AK unterstützt. 

Durch seine Konstruktion verteilt er auch 

zwischen den Mitgliedstaaten um; auch 

dies ist im vorgeschlagenen Umfang aus 

Sicht der AK sinnvoll.

Das Problem von „Carbon Leakage“ 

Eine weitreichende Änderung im „Fit for 

55“-Paket betrifft die Art, wie in Zukunft si-

chergestellt werden soll, dass Unternehmen 

nicht wegen des hohen CO2-Preises in der 

EU die Produktion in Drittstaaten (Staaten 

außerhalb der EU) verlagern. Diese Verla-

gerung wird als „carbon leakage“ (CL) be-

zeichnet. Bisher wurde Unternehmen, die 

in dieser Hinsicht als gefährdet angese-

hen wurden, ein großer Teil der benötigten 

Zertifikate gratis zugeteilt; Unternehmen 

hingegen, die nicht als „carbon-leaka-

ge“-gefährdet gelten, müssen ihre Zertifi-

kate bei Auktionen ersteigern, ebenso wie 

alle Energieversorgungsunternehmen. Im 

zukünftigen System wird es keine Gratis-

zuteilungen mehr geben; die Schieflage bei 

den CO2-Kosten wird dadurch ausgeglichen, 

dass beim Import CO2-intensiver Produkte 

(z.B. Stahl, Zement, Kunstdünger, …) eine 

CO2-Abgabe zu zahlen ist. Sie soll so hoch 

sein wie die CO2-Kosten, die in der EU zu 

zahlen wären, wenn die Produkte in der 

EU produziert worden wären. Dieses Sys-

tem wird kurz als CBAM – „Carbon Border 

Adjustment Mechanism“ oder „Grenzaus-

gleich“ bezeichnet. Es soll zunächst für 

einige Produkte eingeführt werden; im Ge-

genzug wird die Gratiszuteilung über einen 

Übergangszeitraum zurückgefahren. Die 

genaue Gestaltung und die Fristen dieses 

Systemwechsels waren heftige Diskussi-

onspunkte im Rat und im Parlament.

èèDas Parlament spricht sich für die 
Einbeziehung von mehr Sektoren in 
den CBAM aus und wünscht, dass die 

Gratiszuteilung früher ausläuft, als von 
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der Kommission vorgeschlagen. Freilich 

war diese Position auch innerhalb des 

Parlaments sehr umstritten. Der Rat, der 

regelmäßig die unternehmensfreundlicher 

Position vertritt, spricht sich hingegen für 

ein langsameres Auslaufen der Gratiszu-

teilungen aus.

èèDie AK unterstützt die Einführung des 
CBAM, weil er bedeutend treffsicherer 

ist als Gratiszuteilungen. Wichtig ist der 

Erhalt einer starken und innovationsfreu-

digen Industrie in der EU.

Auch die Mitgliedstaaten müssen 
ihre Anstrengungen verstärken

Die Reduktion derjenigen Emissionen, die 

nicht vom (schon bisher bestehenden) EU 

ETS erfasst werden, bleibt Sache der Mit-

gliedstaaten. Da die Ziele strenger werden, 

müssen auch die bisher vereinbarten Ziele 

in der sogenannten Lastenteilungsverord-

nung (ESR: Effort Sharing Regulation) schär-

fer werden. Der Großteil der Emissionen des 

Verkehrs und der Raumwärme wird in Zukunft 

im ETS-2 erfasst; dennoch bleiben nach dem 

Vorschlag der Kommission die Mitgliedstaa-

ten für die Reduktionen in diesem Bereich ver-

antwortlich. Ein Vorschlag, der damit ebenfalls 

zusammenhängt, ist die Änderung der Art der 

Anrechnung von Emissionen aus der Land-  

und Forstwirtschaft bzw. der Landnut-

zung (LULUCF: Land use, land use change,  

forestry).

èè In den wesentlichen Punkten stimmen 
sowohl Rat als auch Parlament dem 
Vorschlag der Kommission zu. Der Rat 

schlägt einige Flexibilisierungen vor, wäh-

rend das Parlament eigene verbindliche 

Ziele für die Nicht-CO2-Emissionen fordert.

Zur Einführung einer CO2-Bepreisung für 

Heiz- und Treibstoffe mit dem ETS-2 passt 

die vorgeschlagene Änderung der Energie-

steuerrichtline („Energy Taxation Directive“ 

– ETD), nach der in Hinkunft nur mehr der 

Energiegehalt von Energieträgern – und 

zwar nach einheitlichen Grundsätzen – be-

steuert werden soll. 

Schon 2011 hatte die Kommission eine 

ähnliche Trennung der CO2- und der Ener-

giekomponente bei der Besteuerung vor-

geschlagen. Sie fiel damals dem Lobbying 

der Frächter zum Opfer, welche die relativ 

niedrige Besteuerung von Diesel („Dieselpri-

vileg“) nicht verlieren wollten. Bei der Ener-

giesteuerrichtlinie ist Einstimmigkeit im Rat 

erforderlich; das Parlament kann nur eine 

Stellungnahme abgeben. Aus diesen Grün-

den ist es sehr fraglich, wieviel ihres grund-

sätzlich sinnvollen Vorschlags die Kommis-

sion diesmal ins Ziel bringen kann.

èèDie AK unterstützt den Grundsatz, 
Energie und CO2-Emissionen getrennt 
zu besteuern, und auch den Grundsatz 

des gleichen Steuersatzes für gleiche 

Verwendung. Anstelle des ETS-2 hat die 

AK vorgeschlagen, neben der vorgese-

henen Energiesteuer eine CO2-Steuer in 

der Richtlinie zu verankern. Diese gibt 

deutlich mehr Planungssicherheit als der 

stark schwankende ETS-Preis.

Verschärfung der Klimaziele führt zu 
neuen Zielen in der Energiepolitik

Die strengen Klimaziele haben auch unmit-

telbar Auswirkungen auf die Energiepolitik 

der Union. Dementsprechend umfasst das 

Paket eine Richtlinie zur Änderung der Richt-

linie über erneuerbare Energieträger (RED) 

und eine zur Änderung der Energieeffizienz-

richtlinie (EED). Demnach soll der Anteil er-

neuerbarer Energieträger im Jahr 2030 in der 

EU verpflichtend bei 40 % liegen, nicht bei 

32 %, wie bisher. Für bestimmte nachhaltige 
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Energieträger werden eigene Ziele festgelegt; 

Biokraftstoffe aus Lebens- und Futtermit-

teln hingegen werden weiter eingeschränkt. 

Auch die Ziele für die Energieeffizienz sollen 

auf EU-Ebene verbindlich werden. Der Vor-

schlag strebt eine Verringerung des Energie-

verbrauchs bis 2030 um 36 bis 39 % an. 

èèDiese Vorschläge werden im Rat von 

den für Energiefragen zuständigen 

Minister:innen behandelt. Sie haben den 

Zielen für die erneuerbaren Energieträger 

weitgehend zugestimmt; in manchen 

Bereichen schlägt der Rat die Festlegung 

eigener Sektorziele vor. 

èè Im Parlament ist der Ausschuss für 

Industrie und Energie zuständig. Der 

Ausschuss spricht sich für einen Anteil 

von 45 % erneuerbaren Energieträger bis 

2030 aus. Auch bei der Energieeffizienz 

ist der Ausschuss für ambitionierte Poli-

tiken. So sollen die Ziele für die Mitglied-

staaten verbindlich sein; die Steigerung 

der Energieeffizienz soll um ein Drittel 

besser sein als gemäß dem Kommis-

sionsvorschlag. Die Abstimmung über 

die Berichte des Ausschusses wird im 

September erwartet.

èèAuch die AK hält national verbind-
liche Ziele bei der Energieeffizienz 
und beim Ausbau der erneuerbaren 
Energieträger für notwendig. Sie hat 

mit Genugtuung festgestellt, dass ihr 

Vorschlag zur Berücksichtigung von 

Energiearmut in den Vorschlag zur Ener-

gieeffizienzrichtlinie Eingang gefunden 

hat, da die Problemlagen energiearmer 

Haushalte besonders berücksichtigt 

werden müssen.

Dringend nötige Reduktionen 
im Verkehrssektor

Weitere Vorschläge der Kommission betref-

fen den Verbrauch von Kraftstoffen auf der 

Straße, in der Luftfahrt und in der Schifffahrt. 

Einer davon zielt auf strengere Flottenziele; 

der Durchschnitt des CO2-Ausstoßes von 

neu zugelassenen PKW (Flottenziel) soll 2030 

55 % niedriger sein als 2021; bei leichten 

Nutzfahrzeugen (LNF) um 50 %. Im Jahr 2035 

dürfen gemäß Vorschlag nur mehr emissions-

freie Fahrzeuge neu zugelassen werden. Das 
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ist gleichbedeutend mit einem Verbot der Zu-

lassung von Autos mit Verbrennungsmotor.

Im Bereich der Luftfahrt und der Schifffahrt 

schlägt die Kommission Mindestanteile von 

erneuerbaren Kraftstoffen vor, die mit der 

Zeit ansteigen. Auch hier sind Kraftstoffe 

ausgeschlossen, die aus Lebens- und Futter-

mitteln produziert werden. Die Regeln gelten 

für alle Schiffe, unabhängig von der Flagge, 

unter der sie fahren, und zwar bei einer Fahrt 

zwischen zwei EU-Häfen in vollem Umfang, 

bei der Fahrt zwischen einem EU-Hafen und 

einem Drittstaat für die Hälfte des Treibstoffs. 

Auch für die Luftfahrt soll es in Zukunft ver-

gleichbare steigende Beimengungsverpflich-

tungen von fortschrittlichen biologischen 

oder synthetischen Kraftstoffen geben.

èèDer Umweltrat stimmt dem Vor-
schlag für die CO2-Flottenziele im 
Wesentlichen zu. Ausnahmen vom 

Zulassungsverbot soll es für Fahrzeuge in 

„Kleinserien“ geben – ein Lobbyingerfolg 

der Hersteller sogenannter Sportwagen. 

Auch im Parlament war das Aus für Ver-

brennungsmotoren Thema; schlussend-

lich konnte sich die Gruppe, die einen 

Ausstieg bereits 2030 befürwortete, aber 

nicht durchsetzen. Damit gibt es sowohl 

vom Rat als auch vom Parlament in den 

Grundzügen Zustimmung zum Kommis-

sionsvorschlag über die Flottenziele.

èèDie Vorschläge zur Infrastruktur für alter-

native Kraftstoffe und für die Kraftstoffe in 

der Luftfahrt und der Schifffahrt wurden im 

Verkehrsrat behandelt. Sie sind wenig kont-

rovers. Das Parlament konnte dennoch erst 

zum Vorschlag bezüglich der Luftfahrt eine 

Einigung erzielen; über die zwei weiteren 

Berichte wird im Herbst abgestimmt.

èèDie AK lehnt die Herstellung von Kraft-
stoffen aus Grundstoffen für Lebens-
mittel und Futtermittel ab. Skepsis 

besteht auch gegenüber Technologien 

zur Erzeugung alternativer Kraftstoffe, die 

auf erneuerbare Elektrizität angewiesen 

sind. Denn erneuerbarer Strom ist ein 

knappes Gut und wird in vielen anderen 

Bereichen benötigt, wo er viel effizienter 

eingesetzt werden kann.

Der Krieg in der Ukraine ist ein weiterer 
Turbo für das Fit-for-55-Paket 

Damit ist die Positionsfindung von Rat und 

Parlament zu den Rechtsakten des Pakets 

vom Juli 2021 weitgehend abgeschlossen. 

Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine 

hat die Notwendigkeit, von fossilen Ener-

gieträgern loszukommen, drastisch unter-

strichen. Dementsprechend hat die EU den 

Plan „Repower EU“2 beschlossen, der auf 

die Synergien zwischen dem Ziel der Unab-

hängigkeit von russischen Energieimporten 

und dem Ziel der Klimaneutralität setzt. So 

soll z.B. die 2030-Zielmarke für den Ausbau 

der erneuerbaren Energieträger von 40 auf 

45 % erhöht werden. Damit ist zu erwarten, 

dass der klimapolitische Schwung erhalten 

bleibt, wenn das „Fit for 55“-Paket nun im 

Trilog verhandelt wird. Wichtig ist nun, dass 

auch die soziale Komponente – vor allem 

Fragen der Verteilung und der Probleme 

der energiearmen Haushalte – noch mehr 

Berücksichtigung findet. Denn in diesem 

Bereich haben die dramatisch gestiege-

nen Energiepreise der letzten Monate einen 

enormen Handlungsbedarf offenbart.

Christoph Streissler, AK Wien
christoph.streissler@akwien.at

1	 Interinstitutionelle Verhandlungen zwischen den drei Legislativorganen der EU (Kommission, Rat, Parlament).
2	 REPowerEU: erschwingliche, sichere und nachhaltige Energie für Europa | EU-Kommission, abgerufen am 2.9.2022. 
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Nr 02 | Juni 2017 

Editorial 

Die Debatte über die Zukunft der EU hat 2017 mit dem von der EU-Kom-

mission vorgelegten Weißbuch zur Zukunft Europas wieder an Dynamik ge-

wonnen. Gleich drei Beiträge unserer aktuellen Ausgabe sind der Reform-

debatte gewidmet: Nikolai Soukup analysiert die Initiativen der Kommission 

zur Stärkung der sozialen Dimension der EU, Eva Dessewffy wirft einen kri-

tischen Blick auf das Reflexionspapier zur Globalisierung, Susanne Wixforth 

plädiert in ihrer Analyse des Weißbuchs der Kommission zur Zukunft Euro-

pas für einen gemeinsamen Weg mit verschiedenen Geschwindigkeiten. Ein 

weiterer Schwerpunkt ist Frankreich: Wolf Jäcklein analysiert die auch für 

die EU-Reformdebatte entscheidenden Präsidentschaftswahlen, Elisabeth 

Beer berichtet über eine wichtige französische Initiative im Zusammenhang 

mit global agierenden Unternehmen. Dass die EU-Kommission lernfähig ist, 

beleuchtet Norbert Templ am Beispiel des Länderberichts und der länder-

spezifischen Empfehlungen 2017. Emil Grula wirft einen informativen Blick 

auf die politische und sozio-ökonomische Entwicklung unseres Nach-
barlandes Slowakei. Welche Folgen die den EU-Krisenländern auferlegte 

Politik der internen Abwertung für die Arbeitsmärkte hatte, ist Thema eines 

lesenswerten Sammelbandes (Michael Mesch). 

Mit der etwas umfangreichen und erstmals in einem neuen Layout erschei-

nenden Ausgabe übermitteln wir gleichzeitig die besten Wünsche für einen 

schönen Sommer!

 Die Redaktion

inhalt

Europäische Säule sozialer rechte:  
Symbolische Säule mit  

Widersprüchen 2

reflexionspapier Globalisierung:  
Progressive Handelspolitik sieht 

anders aus 10

Weißbuch zur Zukunft Europas  
Welche Verfasstheit kann die  

EU zusammenhalten? 13

Europa atmet auf 
Wahlen in Frankreich: Fünf Jahre 

Aufschub? 18

Unternehmensverantwortung 
Frankreich macht Unternehmen 

für unverantwortliche Geschäfts-

praktiken im Ausland haftbar 23

länderbericht Empfehlungen 2017 
Alle Jahre wieder,  

aber diesmal besser 28

die Slowakei:  
Wachstumsmodell mit hohen 

sozialen Kosten 32

interne abwertung 
Krise, Krisenpolitiken und Folgen 

auf den Arbeitsmärkten 39

infobrief
eu & international

imprESSUm: 
Herausgeberin und Medieninhaberin Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, 1040 Wien, Prinz Eugen Strasse 20-22, Telefon 
+43 1 501 650  · Offenlegung gem § 25 des Mediengesetzes siehe wien.arbeiterkammer.at/offenlegung · Zulassungsnummer  
AK Wien 02Z34648 M · Redaktion Elisabeth Beer, Éva Dessewffy, Frank Ey, Lukas Oberndorfer, Oliver Prausmüller, Norbert Templ,  
Valentin Wedl · Grafik Julia Stern · Verlags- und Herstellungsort Wien · Erscheinungsweise 4 mal jährlich · ISSN 2409-028X ·  
Blattlinie Die Meinungen der AutorInnen · Kostenlose Bestellung unter http://wien.arbeiterkammer.at/euinfobrief

Schreiben Sie uns ihre meinung, Wünsche, anregungen und Kritik an eu@akwien.at 

Bestellen!

Unter 
https://wien.arbeiterkammer.at/
Newsletter.html  

können Sie den EU-Infobrief 
kostenlos bestellen.

infobrief eu & international:  
Europa und Internationales in kritischer 
und sozialer Perspektive 

Der EU-Infobrief erscheint 4x jährlich im digitalen  
Format und liefert eine kritische Analyse der Entwick-
lungen auf europäischer und internationaler Ebene. 
Die Zeitschrift der Abteilung EU & Internationales der  
AK-Wien fokussiert dabei Themen an der Schnittstelle 
von Politik, Recht und Ökonomie. Anspruch ist nicht  
nur die Prozesse in den europäischen Institutionen zu  
beschreiben, sondern auch Ansätze zur Überwindung 
des Neoliberalismus zu entwickeln. Kurze Artikel infor-
mieren in prägnanter Form über aktuelle Themen.  
Langbeiträge geben den Raum für grundlegende Analy-
sen, Buchbesprechungen bieten eine kritische Übersicht 
einschlägiger Publikationen.

https://wien.arbeiterkammer.at/Newsletter.html

